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W Wir machen Unsere Leser darauf aufmerksam« daß die Erneuerung des Abonnements

bei den Postanstalten womöglichbis zum 21s Mtss geschehen MUß-1Vennsiedek regelmäßigen
Lieferung der einzelnen Nummern versichert ieiU Wollen-

An unsere Leser.
Die erste Ausgabe der Nr. 23. unseres Blattes ist heut

wegen des Leitartikels, der unter dem Titel: Erst Abhiilfe
unserer Besrljwerdemund dann Geld! die brennende Frage
besprach,welchejetzt im Hinblickaus die bevorstehendenWahlen
das ganze Volk bewegt,mit Beschlagbelegtworden. Wir ver-

anstalteuim Interesse unsererLeser eine zweiteAusgabe mit

Fortlassungdes Leitartikels iijge der weißeRaum zu unseren
Lesernsprechen.



Politische Wochenschau.

Preußen. Die Friedenshoffnungen, welche man

an die Konserenzen knüpfte, die in Paris stattfinden soll-
ten, sind im Schwinden begriffen, da diese Konserenzen wohl
als gescheitertzu betrachten sind. Außerdemhat Oesterreich
jetzt die schleswig-holsteinscheSache an den Bund gebracht
und gleichzeitigdie holsteinschenStände einberufen. Gegen
dieses Vorgehen hat Preußen protestirt, und man sagt, daß
es die Rücknahme jener Einberufung der Stände verlangt
habe, widrigenfalls es den Krieg als eröffnetbetrachten werde.

Die preußischeRegierung meint, daßOesterreichdadurch, daß
es die Sache an den Bund gebracht, den Gasteiner Vertrag
verletzt habe, und daß deshalb die getrennte Verwaltung der

Herzogthümeraufhörenmüsse.
«

Das Hauptereignißder vorigen Woche ist der eingetretene
Wechsel im Finanzministerium. Herr v. Bodelschwinghhat
die nachgesuchteEntlassung erhalten, und Herr v. d. Heydt,
welcher schon von 184E«z—62Mitglied der verschiedenartigsten
Ministerien war, ist sein Nachfolgergeworden. Man glaubt
allgemein, daß Herr v. Bodelschwinghzuriickgetreten ist, weil
er zu einigen finanziellenMaßregeln,deren Durchführungder«
Minister-Präsident für nothwendig hält, seine Zustimmung
nicht geben wollte. Herr v. d. Hehdt ist im Jahre 1862

zurückgetreten,weil er eine budgetlose Verwaltung nicht für
möglichhielt, jetzt scheint sich seine Ansicht darüber wesentlich
geändertzu haben. Ob es ihm aber gelingen wird, die Geld-

quellen so ergiebig fließen zu machen, wie sie die Pläne unse-
rer Regierung zu fordern scheinen, das ist eine andere Frage;
wir glauben,

er wird auch bald am Ende seiner Kunst sein.
J eben der Ernennung des Herrn v. d· Heydt zum Finanz- -

minister macht noch eine andere Reaktivirung viel von sich
sprechen, nämlich die des früherenPolizeiralh Stieber,
welcher zur Zeit der neuen, Aera sein Amt aufgebenmußte.
Man bringt seine jetzt erfolgte Anstellungim außerordent-
lichen Polizeidienst mit dem Attentat

gigen
den Grafen Bis-

marck in Verbindung. Er soll den ustrag haben, nachzu-

forschen, ob der verstorbene Ferdinand Blind nicht Mitglied
einer weitverzweigtenVerschwörungwar. Obgleich in dieser
Beziehung nicht das geringste Anzeichenvorliegt, so wollen
viele Personen doch noch immer nicht daran glauben, daß
Blind aus eigenem Antriebeim Fanatismus gehandelt hat.

Die Darlehnskalspnscheine, über welche wir in unse-
rer letzten Nummer uns sehr ausführlichausgesprochenhaben,
nehmen noch immer das Interesse des Publikums vielfach in
Anspruch. Eine Anzahl von Genossenschaftenhat sich schon
dahin erklärt, daß sie diese Scheine nicht in Zahlung nehmen,
und ein ähnlicherBeschluß ist von einer in diesen Tagen
stattsindenden Versammlung der hiesigenKonsumvereine zu
erwarten. Die Stadtverordneten-Versammlungenvon Berlin
und Stettin haben sichdahin ausgesprochen, daßdieseScheine
an den städtischenKassen nicht anzunehmen seien; in beiden
Orten aber haben die Magistrate einen entgegengesetztenBe-
schlußgefaßt. Eine wesentlicheUnterstützunghat die Regie-
rung bei einer Anzahl Berliner Banquiers gefunden, welche
erklärt haben, daß sie die neuen Scheine als voll in Zahlung
nehmenwerden; wir sind sehr begierig, ob der Patriotismus
dieser Herren»auchnoch Stich halten wird, wenn die Dar-
lehnskassenschernetm Publikum nur zu einem geringeren als
dem Nominalwerth genommen werden.

Die Wahlen der Wahlmiinner finden am 25. d. M»
die Wahlen der Abgeordneten am Z. Juli statt. Möge
kein Wähler versäumen,seine Pflicht zu thun.

Die Nachrichten über die Wahlbewegunglauten aus dern

ganzen Lande sehr günstig. Jn allen liberalen V«rsamrnlun-
gen spricht man sich für die Wiederwahl der früheren Ver-
treter aus, und wo einzelne frühereAbgeordnetedie Annahme
eines Mandats ablehnen, da sieht man sich nach neuen Kan-
didaten von gleicher Gesinnung um« Es erlaubt uns der
Raum unseres Blattes nicht, die einrelnen Prograrnmeund
die Reden, welche in den zahlreichenVersammlungengehalten
worden, mitzutheilen,wir müssenuns dabei auf Einzelheiten
beschränken.So theilen wir hier den Schluß eines Schrei-
bens mit, welches der Abg. Dr. Löwe-Calbe an seine
Wähler gerichtet hat. Derselbe lautet:

»Das unverkümmerte Budgetrecht ist der Mittel-
punkt des ganzen Streites Wenn das erst sicher gestelltist,
dann werden alle die Reformen und Gesetze verlangt werden

können, deren.wir so dringendbedürfen und die die Ver-fas-
sung so bestimmt versprochen hat.- Dann ist es auch erst
möglich,eine Reform des Herrenhalllesdurchzuführen,die für
eine gedeihlicheEntwicklung der Gesetzgebungunerläßlichist.
Dann werden wir auch Gesetzeüber Gemeinde- und Kreis-
Ordnunch Okganisatiander Schule, Verbesserung der-Lage
der Schullehrrr und besonders der Steuerreform erhalten
können, welchein der Verfassung vorgesrhen sind und trotz-
dem in diesen 18 Jahren noch nicht erlangt sind. Dann erst
wexden wir unser Heerwesen mit seinen Lastengesetzlichord-

nen können,da die jetzigeMobilisirung»dteme1·stender Uebel-

ständezwelchedie Gegner der Reorgamlathnihr immer vor-

geworfen haben, im höchstenGrade aufgewrefenhat. Selbst
die deutscheFrage wird erst dann ihre Lösungsinden können,
wenn das Volk des größtenkeUischenStaates so viel Ein-

uß auf die Politik seinerRegierunggewonnen hat, daßeine

solche Lebensfrage. Wle die über Krieg und FVEFVPMnicht
gegen seinen Willen entschiedenwerden kann. Diesen noth-
wendigen Einfluß auf die Regierung gewinnt es aber nur

durch das Budgetrecht der Volksvertretung. Fur die Er-

langung des vollen Budgetrechts des Abgeord-
netenhauses ist der Augenblick jerzt gekommen.
Wenn die Wähler von Bochum-Dortinundderselben Meinung
sind, wenn sie ihre Abgeordneten beauftragenwollen, mit



fester Entschlossenheit dafür zu kämpfen,so bitte ich
um ihre Stimme bei der Wahl.«

»

Jn Berlin hat der Abg. Twesten einen sehr ausfuhr-

lichen Vortrag über die Stellung der Volksvertretung zur
Regierung gehalten, dein wie Folgendes entnehmen:Dke

Staatsregierung hat abermals an »dasVolkappellirt, aber

es sei nicht zu glauben, daß sich die Meinung des·letzteren

dadurch geändert habe, daß die Regierunggegen die Ueber-
zeugungeii des Volks sund die Volksvertretiingimmer

schroffer aufgetreten sei, daß sie die Freiheit der Presse,
die staatsbürgerlichen Rechte der eamten und

der Lehrer, die Se;lbstverwaltut»ig»derGemeinden,

die Redefreiheit bis zu der Tribune des Abgeord-

netenhaufes immer mehr zu beschranken suche, oder gar

dadurch, daß die Regierung gegen den Willendes Abgeord-
netenhanses die auswärtige Politik so geleitet hab·e,»daßjetzt
ein schwerer Krieg das Land bedrohe. Er sei überzeugt,
das preußischeVolk werde sich wieder-in seiner großen

Majorität gegen das jetzigeRegierungstystemaussprechen.
Man dürfe nicht hoffen. daß weitere-liberale Konzestionen
in Aussicht ständen, wenn auch Graf Bismarikein deutsches

Parlament, allgemeines Stimmrecht und direkteWahlen

beantragt habe. Der große Staatsmann Stein sagte, man

müsse die Personen ändern, wenn Man System
und Maßregeln ändern wolle. Bei denbevorstehenden
Wahlen müsseder Ruf fein: andere Personen und ein

e es tem.
"

andEsniquzy-szurWahrheit werden, daß gegen den Willen
des Abgeordnetenhauseskeine Ausgaben gemachtwerden dur-
fen, und es dürfen daher nur Männer gewähltwerden, die

dahin wirken, daß das Vudgetrecht wieder hergestellt
werde, das sei die Vorbedingung jeder Verhandlungüber
Geldbewilligungen. Uebrigens bleibe das Programm der
liberalen« Parteien: -Ausbau der Verfassung,
Minister-Verantwortlichkeitsgesetz, freie Kreis-

Und Gemeindeordnnng, Abichaffungder Beschrän-

kungen der Kvalikionsfreiheit, Hebung der Asso-

ziationen, Verbefterung des Volksunterrichts und
Verminderung der Oeereslasten Es giebtin Preußen
und namentlich außerPfeußenauch liberaleManner,welche
der Meinung find, WM nLUifeim Falle eines Krieges einer

jeden Regierung, welchesSystem sieauch befolge,»Geld

willigen. Ich sage aber nein! Jn ruhigen Zeiten
braucht man das Volk nicht; Wenn inan da»seineStimme
mißachtete, haben wir stets daraufhingewiesen: es wird

eine Zeit kommen, wo die Regierung das Volk

braucht, und dann wird das Volk der Regierung
vorschreiben, was es will. Sollten wir jetzt davon ab-

gehen? » « » » ,

Auch im Kriege 1st»mitkeiner Regierung eine

Verständigung inögllch- lD lange Ulchtdas Blldgets
recht vollständig wieder hergestellt ist. Das konnte

durch feierliche Anerkenntniß,das konnte durch eine Dekla-
ration des Artikels 99 der Verfassung- das könnte mit

materieller Garantie durch ein Gesetz geschehen-weiches
bestimmte: vorn I. Januar 1867 ab dürfen die

direkten Steuern nicht früher und nicht in weiterem

Unlfange erhoben werden, als sie Unter Zustim-
mung aller drei Faktoren in das Budget aufge-
nommen sind. Mit einemsokchen Gesetz könnten wie

jeden ferneren Kampf aufnehmen. Aber die Volksvertretiing
allein werde nichts ausrichten, wenn nicht das Volk selbst
eintrete. So lange es Leute giebt, die wie die Aktionäre
der Köln-Mindener Eisenbenbal)n, um ein gutes Geschäft
JU. Wachen, einen verfassungswidrigenVertrag abschließen,

durch welchen der Regierun viele Millionen zur Disposition
gestellt werden, oder die sichwie die Banquiers der Ber-
liner Börse zur Annahme der Darlehnskassknfcheineverpflich-
ten, so lange wird es freilich dem Abgeordnetenbauseschwer
werden« gegen das jetzigeRegierungssystemmit Erfolg anzu-
kämpfen.

Das neue Abgeordnetenhaus muß auch während des

Krieges den Willen des Volkes kundgeben, d. h keine Be-

williguiig machen vor erfolgter Aendekung der Personen und
des Systems Und VollständigeAnerkennungdes Budgetrechts·
Ein anderes Programm könne man nicht autstellen, da man

nicht wissen könne, wie sich die Lage gestalten werde, und es

komme daher nur darauf an, Männer zu wählen, deren Cha-
rakter dafür bürge,daß sie nach dem Willen des Volkes han-
deln werden. — Die Einmischung des Auslandes muß aber
jedenfalls entschieden zurückgewiesenwerden. Frankreich hat
das größteJnteresse daran, die UrteinigkeitDeutschlands fort-
dauern zu lassen. Vor einem Kabinetskriegefürchtetsich
Frankreich nicht, wohl aber vor einem Nationalkriege, wie ihn
der erste Navoleon erlebt habe. Damals hat man das Volk
mit Verheißungerabgespeist, jetzt müßten dieselben verwirk-
licht werden. Nur wenn Preußen an der Spitze der Freiheit
einheriiiarschirt, kann es auch an die Spitze Deutschlands
gelangen.

Genügt die Ausübung des Wahlrechtes?
Durch die Verfassung haben wir eine großeAnzahl von

Rechten erhalten, welche uns allerdings nach dem natürlichen
Rechte der Völker gehören,die uns aber lange Zeit hindurch
entzogen worden waren. Unter ihnen ist das vornehmste Recht
dasjenige, nach welchem wir durch unsere freigewähltenVer-
treter in den wichtigsten Fragen der Verwaltung unseres
Vaterlands-s ein entscheidendes Wort mitzusprechen haben.
Es kann kein neues Gesetz erlassen werden, wel-

ches nicht die Einwilligung der Volksvertreter
hat. Uin aber dieses Recht auszuüben,müssenwir die uns
aus der Verfassung erwachsene Pflicht, uns an der Wahl
unserer Vertreter zu betheiligen,erfüllen. Jahre lang bat be-
kanntlich die entschieden liberale Partei in Preußen«si«chvon

dem Wahltisch fern gehalten, weil sie sich nicht dazu ver-

stehen korinte, durch ihre Betheiligung an der Wahl die Ok-

troyirung des Wahlgesetzesvom Jahre 1849 gut zu heißen.
Was aber war die Folge solchen Verzichtensauf sein Recht
durch Nichterfüllungder gebotenen Pflicht? Zehn Jahre
schwerer Reaktion geben Antwort auf diese Frage.

Da kam endlich nach langem Harren ein Umschwung in

Preußen. Die für die Entwicklungunseres Vaterlandes so för-
derlichen liberalen Grundsätzefanden in der Regierung Aus-
druck, und freudig eilte das Volk an den Wahliisch Das
Resultat jener und der sich später in schneller Reihenfolge
anreihenden Wahlen ist bekannt, in der Geschichtedes Ver-

fassungskampfesunseres Vaterlandes wird die Festigkeitund
die Ansdauer, mit welcher das ganze Volk am Wahltisch
jedesmal seine unveränderte Meinung ausfprach, stets ein het-
vorleuchtender Punkt sein, der nachfolgendenGeschlechterneine

Mahnung sein mag, es ihren Vätern in einem ähnlicheiiFalle
gleichzushum Wenn nun aber hie und da einer auftritt, und

daran hinweist,daß»diese eifrigePflichterfüllungdes Volkes

demselben ja doch nicht geholfen habe, seine Rechte fo, wie es

selbst und seine Vertreterdieselben aufgefaßt,zur Geltung zu

bringen, so hoffen·wir, solche Worte werden bei unseren Mit-

bürgernkeinen Eingang finden. sondern jeder Einzelne wird

sich sagen, daß er nicht iverth sei, sichder Rechte des Bürgers
eines konstitutionellen Staates zu erfreuen, wenn er nicht
eifrig sich soweit an der Verwaltung des Staates betheiligt,



als ihm dies durch die Verfassung gestattet ist, nämlichdurch
Ausübung seines Wahlrechts.

Wenn auch augenblicklichdiese Ausübungdes Wahlrechts
nicht den gewünschtenErfolg zu haben scheint, die Zuver-
sicht möge in jedem Staatsbürger leben, daß der

Erfolg nicht ausbleiben wird, und daß er um so
schneller herbeigeführt wird, je reger jeder Ein-

zelne sich an der Wahl betheiligt.
Es möge-»sichdaher Niemand von dem Wahltifch fern

halten, es nioge jederdesseneingedenk sein, daß es seine
Pflicht ist, öffentlichmitzuwirken zur Wahl der Männer,
die er fiir geeignet hält, mitzufprechen bei der Verwal-

tung
des Staates.

slber genügt es, bei dieser einen Gelegenheitfeiner Pflicht
als Bürger eines konstitutionellen Staats nachzukommen?
Leider glaubt dies so mancher, und meint genug gethan zu
haben, wenn er alle drei Jahre, oder nach Umständenauch
noch öfter, an den Wahltisch tritt und seine Stimme abgiebt.
Das ist aber nicht Alles, was ein guter Bürger zu thun hat,
sondern er muß bedenken, daß ein so hohes und so großes
Recht, wie das Recht der Betheiligung an der Staatsverwal-

tung, nicht allein stehen kann, daß es nicht gleichsamin der

Luft schwebenkann, sondern daß es gestütztsein muß durch
eine Reihe von Rechten, welche zur Geltung zu bringen die

Pflicht eines jeden Staatsbürgers ist. Denn wenn diese
Stützen morsch sind, wie-soll das Gebäude selbst
feststehen?

Zu solchen Stützen gehörenvor allem die einzelnenRechte,
welche die Verfassung uns gewährleistet:das Versamm-
lungsrecht, das Recht der freien Meinungsäuße-
rung, das Petitionsrecht und das Recht der Preßs

freiheit. Alle diese Rechte müssen durchunsere Mitbürger
fleißig geübtwerden, und selbst durch die engen Schranken,
in welche sie theilweise durch die Ausführungsgesetzegezwängt.
sind, soll man sichnicht abhalten lassen von der Uebungder-

selben. Möge das Volk nicht nur kurz vor den Wahlen zu-
sammenkornmen, und sich flüchtig oder eingehend, je nachdem
Zeit ist, über die Personen der Männer besprechen, welchen
das höchsteVertrauen geschenktwerden soll, sondern sich oft
und regelmäßigzusammensinden und seine Ansichten aus-

tauschen über die Art und Weise, wie das Land verwaltet

wird.

Möge sich bei solchen Versammlungen und auch bei
anderen sich darbietenden Gelegenheiten Niemand bedenken,
offen und frei seine Meinung zu sagen, gleichviel ob er da-

mit Jernandein zu Liebe oder zu Leide spricht. Findet er

und seine Freunde alsdann, daß etwas im Staate nicht so
ist, wie es sein sollspsogehe er hin, und mache von seinem
Rechte, solche Mißstände zur Kenntniß der hohen und

höchstenBehörden zu bringen,Gebrauch, und denke nicht:
Ach, es hssst ja doch nichts! Möglich,daß es einmal und

zweimal und dreimal nichts hllfte schließlichhilft es doch,
denn wenn allseitig das Volk zeigt, daß es sich dauernd

uni seine Rechte und deren Wahrungbekümmert, so wird

man auch sehr aufmerksam auf seine Stimme hören.
Aber nicht immer ist ein Vorgang im Staatsleben der

uns mißfälltso angethan, daß er gleichGelegenheitzur Aus-

übung des Petitionsrechtes giebt; dann ist es Pflicht der

Presse, sich mit der gründlichenBefprechung desselben zu«
beschäftigen,um ihn dein Volke allseitig klar zu legen. Daß
bei solchen Besprechungen auch oft ein tadelndes Wort über

bestehende Einrichtungen ertönen wird, läßt sich natürlich
nicht vermeiden, denn wenn man bestrebt ist, eine Besserung

herbeizuführen,muß man zeigen, daß das Bestehende schlecht
oder ungenügendist, und man darf sichnicht scheuen,dabei

möglicherweiseauch einmal nach dem jetzt bestehenden Meß-
gesetze verantwortlich zu werden. Bei Ausübung dieses
Rechtes der Preßfreiheitnun kann die Menge des Volkes
sichallerdings nicht direkt betheiligen,aber sie kann und muß
zur Wahrung desselben beitragen,indem sie den Blättern,
welche eifrig und gewissenhaftdie Rechte des Volkes zu ver-

theidigen streben, die volle Theilnahme zuwendet.
Jene Rechte des Volkes, durch deren Ausübungwir also

das Hauptrecht des Volkes, die Theilnahme-ander Gesetzge-
bung, stützenund stärken sollen, sie sind aber nur dann von

Werth, wenn sie auch wirklich so«gebraucht werden, daß sie
diesen Zweck erfüllen, und das gesammte Volk fähigmachen,
die höchstePflicht zu erfüllen, welche der Bürger eines kon-

stitutionellen Staates erfüllenmuß. Das Recht nämlich,
durch seine frei gewählten Vertreter Theil zu
nehmen an der Gesetzgebung des Staates, legt
jedem Bürger die heilige Pflicht anf, sich auch
streng innerhalb der Grenzen des Gesetzes zU be-

wegen, welche unter Mitwirkung dieser Vertreter

zu Stande gekommen sind, und eifri darauf zu
achten, daß diese Gesetze auf keine Weiseüber-
treten oder umgangen werden, und·sich davor

zu hüten, in irgend einer Weise theilzunehmen
an Handlun en, welche jenen Gesetzen nicht zu

entsprechen scheinen,oder auch nur die Möglich-
keit solcher Handlungen durch sein passives Ver-

halten fördern zu helfen.
Nur indem jeder Bürger selbst so in jeder Beziehung sich

der strengsten Gesetzlichkeit befleißigt, zeigt er, daß er voll-
ständig den«Werth seiner verfassungsmäßigen Rechte begreift,
und nur so erfüllt er auch in Wahrheit vollständigdie

Pflichten, welche ihm der Genuß seiner Rechte auferlegt.
Möge das jeder beherzigen,und möge sich daran gewöhnen,
daß die Pflichten, welche der Genuß unserer ver-

fassungsmäßigen Rechte« uns auferlegt, dau-

ernde und immerwährende sind und daß manjeine
Gelegenheit darf vorübergehen lassen, diese Pflichten
zu erfüllen. «

Von der Brochüre:
Die gewählte

. preuszisclieVolksvertretung
in der Wintersession 1866

» »

nebst einem
Rückblick auf die gesammtthåtigkeit derselben in der

. jetzt geschlossenen Legiscaturperiode.
Von Dr. Gustav Lewiristein

3 Bog. 8. Preis 4 Sgr.
auf welche wir in der vorigen Nummer unsere Leser
aufmerksam gemacht haben als besondersgeeignet zur
Vertheilung in den Wahlkretsen, liefert die Verlags-
buchhandlung von Franz Dllllcker in Berlin gegen
Baareinsendung von

1 Thlr. Exemplare.
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K Die Einsendllngdes Geldes kann durch Postanwei-

sung mit einfacher Bezugnahme auf das untenstehende
Datum dieser Mittheilung erfolgen.

E Berlin, den 7. Juni 1866.
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